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Ende 2000 veröffentlichte das Studienzentrum Flac-
so eine Publikation über die Auswirkungen und die daraus
gezogenen politischen Konsequenzen zwei Jahre nach dem
Wirbelsturm Mitch. Darin wurde festgehalten, dass Na-
turkatastrophen konjunkturelle Themen sind, die, ist die
Aktualität einmal verflogen, nur noch von einigen „Spe-
zialistInnen“ weiterverfolgt werden. So wurde zum Bei-
spiel in Guatemala nach dem verheerenden Wirbelsturm
Francelia im Jahr 1969 das Nationale Notfallkomitee
(CONE) gegründet, Vorläuferin der heutigen Nationalen
Koordination zur Reduktion von Desastern (CONRED),
und nach dem Erdbeben vom 4. Februar 1976 entstand
das Komitee zur Nationalen Rekonstruktion (CRN), das
im Jahr 1994 wieder aufgelöst wurde. Es ging diesen Or-
ganisationen in erster Linie um sofortige Nothilfe und nicht
um die Entwicklung von integralen Politiken, mit denen
solchen Katastrophen begegnet bzw. vorgebeugt werden
kann. Diesbezügliche Initiativen kamen immer ins Stok-
ken, sobald die erste Nothilfephase abgeschlossen war.
Es wurde an einem Konzept festgehalten, laut dem eine
Naturkatastrophe eine „Ausnahmesituation“ ist. In der kon-
kreten politischen Umsetzung bedeutet dies, dass sie nur
alle paar Jahre eintrifft und sich im besten Fall die jeweils
nächste Regierung mit den menschlichen und politischen
Konsequenzen zu beschäftigen hat.

Erste Erkenntnisse
Mit der Zunahme solcher Katastrophen konnte die

konjunkturelle und momentbezogene Sichtweise nicht
mehr länger aufrechterhalten werden, weder von der Re-
gierung und dem Privatsektor, noch von der Zivilgesell-
schaft und der Mehrheit der Bevölkerung, die in den sog.
Risikozonen lebt. Gemäss dem Internationalen Roten
Kreuz lebt die Welt „von Desaster zu Desaster“, Guate-
mala bildet dabei keine Ausnahme. Seit der zweiten Hälfte
der 90er-Jahre nehmen (nebst Mitch und Stan) vor allem
sich jährlich wiederholende, lokale Desaster wie Über-
schwemmungen und Erdrutsche zur Regenzeit sowie
Dürre und Waldbrände zur Trockenzeit zu. Wobei es auch
immer mehr nicht-jahreszeittypischen Katastrophen gibt
(z.B. finden rund 20% der Erdrutsche ausserhalb der Re-
genzeit statt).

Seit Mitch hat sich der Diskurs aber verändert.
Es wurde anerkannt dass „Katastrophen NICHT na-
türlich“ sind, später vertrat man das Konzept, dass es
„ohne Risikosituation keine Katastrophen gibt“ und
noch später wurde erkannt, dass „Risikosituationen
soziale Ursachen haben und die Folgen einer nicht
nachhaltigen Entwicklung sind“. Heute geht es in der
Diskussion also nicht mehr so sehr um die Schäden,
die ein Desaster mit sich bringt, sondern um die sozi-
alpolitischen Prozesse, welche Menschen in Risikosi-
tuationen treiben. Man hat erkannt, dass die Eindäm-
mung von Risikosituationen etwas mit Entwicklung
zu tun hat und dass in eine nachhaltige Entwicklung
die öffentlichen und privaten AkteurInnen, die Zivilge-
sellschaft und vor allem die lokalen Strukturen einbe-
zogen werden müssen. Der Begriff „Risikoanalyse“
hat sich in den Wortschatz sowohl der AkademikerIn-
nen, der Medien, der PolitikerInnen sowie der sozia-
len AkteurInnen eingeprägt, wird aber oft noch sehr
klischeehaft verwendet und bezieht sich meist auf den
traditionellen Umgang mit Notsituationen.

Seitens der Entwicklungszusammenarbeit gibt es
interessante Ansätze im Umgang mit Risiken. Das neue
Verständnis der Problematik hat zu wichtigen Lern-
prozessen geführt, angefangen auf der Gemeinde-
(Aufklärungskampagnen) bis hin zur universitären
Ebene (Masterlehrgang in Risikoanalyse).

Trotz solcher Fortschritte ist zu befürchten, dass
das Thema Risikoanalyse einen ähnlichen Weg nimmt
wie das Thema Umweltanalyse, mit dem es eng ver-
bunden ist. Auch im Bereich Umweltschutz wurden
wichtige Erkenntnisse gewonnen, es wurden Gesetze
erlassen, Ministerien gegründet und trotzdem geht in
Guatemala die Umweltzerstörung mit Siebenmeilenstie-
feln voran und hat sozio-ambientale Auswirkungen:
Überschwemmungen, Erdrutsche, Trockenheiten und
Zerstörung der Wasserquellen.

Betrachtet man die sozialen und materiellen Schä-
den, die Stan in der Region zurückgelassen hat, muss
man sich ernsthaft fragen, was aus der Lektion Mitch
gelernt wurde. Das Konzept der Risikoanalyse hat im
regionalen Vergleich unterschiedliche Erfolge gezeitigt.

Von Desaster zu Desaster – welche Lehren wurden gezogen?
Gut sechs Monate ist es her, dass der Hurrikan Stan Teile Guatemalas unter Wasser und Schlamm setzte und

Infrastrukturen, Lebensgrundlagen und Menschenleben zerstörte. Viele der direkt Betroffenen leben heute noch in
Provisorien, die wohl zu ihren definitiven Unterkünften werden. Viele Menschen konnten ihre Angehörigen noch
nicht bergen und beerdigen. Viele Strassen führen durch ausgetrocknete Flussbette statt über Brücken – und in ca.
sechs Wochen beginnt die nächste Regenzeit, für die eine steigende Hurrikantendenz vorausgesagt wurde. Der
folgende Artikel von Gisela Gellert aus der Zeitschrift Diálogo zieht Bilanz über den Wiederaufbauprozess nach
Stan.
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So wurde z.B. in Nicaragua auf Ge-
meindeebene im Bereich Prävention und
Umgang mit  Katastrophen nach Mitch
einiges erreicht, in Guatemala hingegen
nicht. Aber auch solche auf den ersten
Blick erfolgreiche Konzepte wie sie in
Nicaragua angewendet werden, müs-
sen längerfristig und auf ihre Nachhal-
tigkeit überprüft werden.

Das Beispiel Senahú, Alta Ver-
apaz

Nach einem grossen Erdrutsch im
Jahr 2000, der 13 Todesopfer forderte
und Dutzenden von Familien die Häu-
ser zerstörte, haben sich zahlreiche
staatliche Institutionen und internatio-
nale Hilfsorganisationen dem Wieder-
aufbau (unter Berücksichtigung einer
Risikoanalyse und unter Einbeziehung
der lokalen Bevölkerung) verpflichtet.
Diese Arbeit wurde in verschiedenen
Publikationen als „erfolgreiches Bei-
spiel“ zitiert. Im Jahr 2005 ging in Se-
nahú erneut ein Erdrutsch nieder, in der
selben Schneise und über das selbe
Wohnviertel. Saldo: 22 Tote, 627 Eva-
kuierte, 57 zerstörte Häuser, insgesamt
1803 Betroffene. In den Medien wurde
von „Korruption in staatlichen Institu-
tionen, Wechsel innerhalb der lokalen
Behörden und Widerstand der Bevöl-
kerung“ gesprochen.

Die grosse Frage ist, ob beim zwei-
ten Wiederaufbau eine Risikoanalyse
gemacht, ob diese veröffentlicht  und
bei den Wiederaufbauprojekten berück-
sichtigt wurde? Hier wird denn auch
offensichtlich, dass man weder bei der
Analyse noch bei der Projektentwick-
lung auf systematisch aufgearbeitete
(sozial-)wissenschaftliche Erfahrungen
zurückgreifen kann.

Santiago Atitlán: Symbol des
Wiederaufbaus

Aufgrund der Schwere der Schä-
den durch Stan (rund 100 Tote, 600
Vermisste, über 600 Familien in Not-
unterkünften, 25 Ganz- und 100 Halb-
waisen, 77 Witwen) wurde das Dorf
Panabaj in Santiago Atitlán von der gua-
temaltekischen Regierung als „Symbol
des Wiederaufbaus“ erklärt. Anfänglich
lief alles Bestens: Auf einem von der
Kirche zur Verfügung gestellten Gelän-
de wurden temporäre Notunterkünfte
aufgestellt, es wurden Pläne für die neu-
en Häuser gezeichnet, und es fehlte nur
noch die Auftragsvergabe. Nicht ge-
rechnet wurde hingegen damit, dass die
Geschädigten ihre traditionelle Rolle als
NothilfeempfängerInnen durchbrechen,
sich in einer Organisation zusammen-
schliessen und ihre eigenen Forderun-
gen aufstellen.

Noch während der Tragödie grün-
deten die NachbarInnen, die bei der Ber-

gung von Toten und Verletzten halfen,
das Notkomitee zur Unterstützung der
Maya-Tzutujil-Bevölkerung. Es wur-
den Gemeinschaftsküchen aufgebaut,
Statistiken geführt und Antworten auf
die dringendsten Fragen der unter
Schock stehenden Bevölkerung ge-
sucht. Schnell merkte das Notkomitee,
dass, wenn erst mal die Nothilfe vorbei
ist, an einen Wiederaufbau gedacht wer-
den muss, der eine mittel- und länger-
fristige Perspektive haben und eine reale
Verbesserung ihrer Lebenssituation ein-
schliessen muss. So wurde das Notko-
mitee in den Verein zur Gemeindeent-
wicklung von Panabaj (ADECCAP)
umgewandelt, eine gemeinnützige Or-
ganisation mit legalem Status, die in
kurzer Zeit 480 Mitglieder zählte.
ADECCAP hat kurz- und langfristige
Ziele im Auge, will sich in einer partizi-
pativen Gemeindepolitik üben, Einfluss
auf die Kommunalen Entwicklungsräte
(COCODE) nehmen, eine soziale Kon-
trolle über die Gemeindegelder und die
Tätigkeiten der Gemeindebehörden aus-
üben und die Interessen der betroffe-
nen Bevölkerung im Wiederaufbau und
bei der längerfristigen Gemeindeent-
wicklung vertreten.

Am 13. Januar organisierte ADEC-
CAP ein öffentliches Forum, um unter
breiter nationaler und internationaler
Präsenz seine bisherige Arbeit und zu-
künftigen Ziele bekannt zu geben. Da-
bei wurde u.a. gefordert, dass die für
den Wiederaufbau zuständige nationale
Institution FONAPAZ mit den Bau von
Häusern warte, bis eine Risikoanalyse
gemacht ist. FONAPAZ hat nämlich
vor, die neuen Häuser in Panabaj genau
an dem Ort aufzustellen, wo der Erd-
rutsch niederkam und wo noch Hun-
derte von Leichen unter dem unterdes-
sen eingetrockneten Schlamm liegen.
ADECCAP hingegen fordert die Regie-
rung auf, je nach Ergebnis der Risiko-
analyse, die nahegelegene Finca „La
Providencia“ zu kaufen und für den
Häuserbau zur Verfügung zu stellen. Das
Resumée des Präsidenten von ADEC-
CAP nach diesem Forum: „Wir haben
eine Tür geöffnet zu einem Thema, das
bisher nie öffentlich und unter Beteili-
gung der Bevölkerung diskutiert wur-
de“.

Die Forderung nach einer Risiko-
analyse vor dem Wiederaufbau wurde
u.a. von CONRED, dem Nationalen
Komitee zur Reduktion von Katastro-
phen, aufgenommen, von den Lokal-
behörden von Santiago Atitlán jedoch
nicht. Man wolle Häuser, keine Studi-
en, war die Meinung des Bürgermei-
sters, unterstützt vom Hilfsbürgermei-
ster von Panabaj und dem Leiter der
Notunterkünfte. So hat man sich denn
gegenseitig in eine Pattsituation manö-

vriert: Die Regierung vertritt die Positi-
on, man könne nicht mit dem Wieder-
aufbau beginnen, solange sich die Be-
völkerung uneinig sei, VertreterInnen
von ADECCAP werfen der Regierung
vor, ihre Bedürfnisse und längerfristig
angelegten Vorschläge nicht zu berück-
sichtigen, während die dritte Gruppe
den sofortigen Hausbau fordert. An ei-
ner Volksversammlung vom 21. Janu-
ar, die eigentlich zu einer Klärung des
Konflikts beitragen sollte, wurden die
beiden Gruppen noch mehr gespalten,
der Präsident von ADECCAP verliess
unter Protest und in Begleitung von 300
Personen die Versammlung. CONRED
hat sich unterdessen klar für eine Risi-
koanalyse ausgesprochen, FONAPAZ
erklärte sich bereit, mit CONRED zu-
sammenzuarbeiten, ob aber die Famili-
en, die sich weigern, in die Risikozone
zurückzukehren von der Regierung ir-
gendeine Unterstützung bekommen, ist
unklar.

Soweit der Stand der Dinge Ende
Januar 2006. Es wird sich zeigen, ob
Santiago Atitlán zu einem „Symbol des
Wiederaufbaus“ wird und ob sich die
Regierung an ihren selbst proklamier-
ten Grundsatz hält, der beinhaltet: För-
derung der Kommunikation, Konsens-
suche und Koordination zwischen den
Arbeiten der Bevölkerung und der Re-
gierung, Stärkung der BürgerInnenin-
itiativen sowie Transparenz seitens der
Regierung, Einbezug einer sozialen
Kontrolle und lokaler Bedürfnisse bei
den Wiederaufbauplänen.
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Guatemala, 24. März. Im Rahmen
eines öffentlichen Auftritts Ende 2005
erklärte Präsident Oscar Berger, das Land
sei bis "spätestens April nächsten Jah-
res" wieder aufgebaut. Insgesamt sind
gemäss einem Regierungsbericht in den
ersten 100 Tagen nach dem Hurrikan
Stan mehr als Tausend Projekte im Wert
von 260 Mio. US-$ durchgeführt oder
mindestens eingeleitet worden, um die
Schäden in den 15 betroffenen Departe-
ments zu beheben.

Diesen Regierungsaussagen ge-
genüber stehen die Berichte der vom
Menschenrechtsprokurat (PDH) koordi-
nierten lokalen Komitees zur Verifizie-
rung des Wiederaufbaus (COVER), die
sich darüber beklagen, dass die Gemein-
den keine Transparenz über die Ausga-
ben für den Wiederaufbau schaffen und
die Bedürfnisse der sozialen Sektoren bei
der Planung nicht berücksichtigen wür-
den. Weiter beschwerten sich die 130
VertreterInnen der COVER bei einem
Treffen mit Menschenrechtsombuds-

mann Sergio Morales darüber, dass der
Wiederaufbau an der Südküste am effi-
zientesten vonstatten ginge, weil diese
Region von grösserem unternehmeri-
schen Interesse sei als das Hochland.

Dass es vier Monate nach Stan nach
wie vor Gemeinden gibt, die keinerlei Hil-
feleistungen erhalten haben, gab auch
Vizepräsident Eduardo Stein zu. Er sieht
das Problem im Kampf um politischen
Protagonismus zwischen Gemeinderä-
tInnen, Kongressabgeordneten und
RegierungsstatthalterInnen. Aber auch
die Nichtregierungsorganisationen hät-
ten ihre Verantwortung in dieser Sache,
würden sie zum Teil zerstrittenen Grup-
pierungen innerhalb einer Gemeinde
schlecht beraten bzw. gegeneinander
aufhetzen. Stein zitierte in diesem Zu-
sammenhang die Gemeinde Panabaj in
Santiago Atitlán.

Kritik an der Herkunft der Regie-
rungsgelder für den Wiederaufbau wird
seitens einiger Menschenrechtsorgani-
sationen geäussert, nachdem am 20.

April 200?
März bekannt wurde, dass noch im letz-
ten Jahr rund 33 Mio. US-$ aus dem
Fonds des Nationalen Entschädigungs-
programms (PNR), mit dem die Opfer des
bewaffneten Konflikts entschädigt wer-
den sollten, für Wiederaufbauprojekte
ausgegeben wurden. Das PNR verfügte
im Jahr 2005 über ein Budget von 300
Mio. Quetzales, da aber weniger als 40
Mio. ausgegeben wurden, gingen die
restlichen 260 Mio. (33 Mio. US-$) ans
Finanzministerium zurück. Martín Aré-
valo, Interim-Direktor des Programms er-
klärte, dass man von der Regierung ver-
langt habe, dass das Geld in Projekte in-
vestiert werde, die in Regionen durch-
geführt werden, wo der bewaffnete Kon-
flikt geherrscht habe.

Nery Rodenas vom Menschen-
rechtsbüro des Erzbischofs (ODHA) fin-
det diesen Geldtransfer zwar „verständ-
lich, weil es sich um einen Notfall ge-
handelt hat, aber es ist ein Affront ge-
genüber den  Opfern, die seit Jahrzehn-
ten auf eine Entschädigung warten“.

Guatemala, 20. März. Während die
Regierung Berger Mitte Februar die Ent-
schädigungszahlungen für Opfer des
internen bewaffneten Konflikts bis auf
weiteres suspendiert hatte, weil das
Nationale Entschädigungsprogramm
(PNR) neu strukturiert werden müsse,
gehen Zahlungen an ehemalige Zivilpa-
trouillen (Ex-PAC) weiter. Bereits Ende
November intervenierte die Regierung
in das PNR, war doch die Kritik an der
Langsamkeit und Ineffizienz sowie an
den internen Grabenkämpfen der zustän-
digen Kommission zu laut geworden.
(¡Fijáte! 349)

Die so genannte Temporäre Kom-
mission auf hoher Ebene, deren Funkti-
on es ist zu entscheiden, wer tatsäch-
lich Mitglied der PAC war, erhielt Mitte
März dagegen weitere 2,5 Mio. Quetza-
les (ca. 340.000 US-$) vom Exekutivse-
kretariat des Präsidenten. Berger ver-
folgt somit sein Wahlversprechen ge-
genüber den Ex-PAC und vermengte
deren ‚Entschädigung für ihre Dienste
am Vaterland’ mit der Entschädigung der
Opfer des Konflikts. Das eine sei ohne
das andere nicht zu machen.

Zu Beginn dieses Jahres setzte die
Regierung auf Druck der Interessierten
die „Entschädigung“ an die Ex-PAC fort.
Da die direkte Auszahlung an diese in
der Zwischenzeit vom Verfassungsge-
richt als gesetzeswidrig erklärt worden
war, verband man das Praktische mit dem

Nützlichen und erteilte Baumschulun-
gen. Diesmal stammte das Geld aus dem
Landwirtschaftsministerium (MAGA),
und – so die offizielle Lesart – die Ex-
PAC-Mitglieder erhielten keine finanzi-
elle Entschädigung, sondern das Geld
für ihre Mithilfe bei der Wiederauffors-
tung von kargen Waldgebieten, eine
„Kompensation“ für die Teilnahme an
der Weiterbildungsmassnahme in Höhe
von 1.500 Quetzales (ca. 200 US-Dollar).

Auch die Folgen des Hurrikan Stan
dienten der Rechtfertigung des mit den
Ex-PAC ausgehandelten Kompromisses:
die Regierung zahlt 1.700 Quetzales aus,
die Ex-PAC geben davon 200 Quetzales
an Opfer des Hurrikans weiter. Da die
ersteren für die Ostertage Proteste an-
gekündigt hätten, sollten die Zahlungen
nicht erfolgen, zücke der Präsident eben
den Beruhigungs-Geldscheck aus ir-
gendwelchen Kassen, kommentiert Dina
Fernández in der Tageszeitung Prensa
Libre. Nicht zu vergessen ist dabei, dass
die wahlsensible Phase angesichts der
Präsidentschaftsselektion 2007 bereits
läuft.

Die Auszahlung an die Opfer des
Konflikts wird derweil verzögert durch
eine Finanzprüfung, die die 260 Mio.
Quetzales (35 Mio. US-$) betreffen, die
für das Nationale Entschädigungspro-
gramm (PNR) bereit stehen sollten. Die
ehemalige Direktorin der Entschädi-
gungskommission (CNR), Ruth de Val-

Zahlungen an Ex-PAC ja! Zahlungen an Opfer nein!
le, erklärte, dass das Geld „vom Kurs
abgekommen und in Wahlkampfkassen
geflossen sei“. Ihr kommissarischer
Nachfolger, Martin Arévalo, dementier-
te umgehend und erklärte, alles sei im
legalen Rahmen und es würden bald die
nächsten Auszahlungen folgen. Die Ver-
zögerungen durch die Finanzprüfung
hätten zu Konflikten zwischen den De-
partements geführt, weswegen es eben
nun zu administrativen Änderungen
kommen werde, sagte er weiter.

Aus Rabinal, Baja Verapaz, wurden
unterdessen Gerüchte laut, dass die Re-
gierung im Februar bereits Entschädi-
gungsschecks verteilt habe, die Empfän-
gerInnen unterschreiben mussten, kei-
ne weiteren Forderungen zu stellen und
noch am selben Tag resultierte, dass die
Schecks nicht gedeckt waren.

Die Nationale Bewegung der Op-
fer des Konfliktes forderte von den Re-
präsentantInnen der CNR umgehend die
Zahlung der Entschädigungen. Das PNR
hat Ende des Jahres 2005 knapp 2,5 Mio.
Quetzales (340.000 US-$), also  je 9.600
Quetzales (1.280 US-$) an 258 Opfer ge-
zahlt. Insgesamt hat sie 8.000 Opfer re-
gistriert. Menschenrechtsgruppen ge-
hen jedoch von 250.000 Opfern aus.

Die in 2005 nicht investierten PNR-
Gelder wurden inzwischen ebenfalls um-
geschichtet, ebenfalls auf das viel zu
knapp bemessene Wiederaufbaukonto
nach Stan (siehe separater Artikel).
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Fortschritte auf dem Papier – Diskriminierung im Alltag
Guatemala 21.März. Anlässlich

des Internationalen Tages gegen Rassi-
stische Diskriminierung diskutiert auch
Guatemala wieder einmal über die Frage
des Rassismus und der Diskriminierung
der indigenen Bevölkerung im Land.
Gleich zwei Gremien der Vereinten Na-
tionen lieferten in aktuellen Berichten
Diskussionsstoff: Das UN-Entwick-
lungsprogramm (UNDP) mit seinem jähr-
lichen „Bericht zur menschlichen Ent-
wicklung“ und das UN-Komitee für die
Beendigung von Rassistischer Diskrimi-
nierung mit seinem zweijährlichen Län-
derbericht.

Beide Berichte weisen zwar auf er-
ste Fortschritte in der Administration
und Rechtsprechung hin, benennen
aber weiterhin eine lange Liste von Ver-
fehlungen des guatemaltekischen Staa-
tes, die zu fortlaufender Diskriminierung
der indigenen Völker besonders in den
ländlichen Gebieten beitrügen.

In der Studie “Ethnisch-kulturelle
Vielfalt, die BürgerInnenschaft in einem
pluralistischen Staat” wird der Abbau
von existierenden Ungleichheiten in wirt-
schaftlichen, politischen, rechtlichen,
kulturellen und sozialen Bereichen als
Schlüsselaufgabe für die Verbesserung
der menschlichen Entwicklung bezeich-
net. Die zumeist marginalisierten ethni-
schen Gruppen sollten daher in einem
Demokratisierungsprozess die Möglich-
keiten erhalten, ihre eigenen Fähigkei-
ten und Wertvorstellungen weiterzuent-
wickeln. Der Staat müsse den Zugang
dieser Gruppen zur wirtschaftlichen Ent-
wicklung, zu Land und natürlichen Res-
sourcen, aber auch zu sozialen Dienst-
leistungen, zu Rechtsprechung und
physischer Sicherheit ermöglichen. Be-
leidigungen in der Schule und auf der
Strasse, Entscheidungen über Arbeits-
einstellungen und –kündigungen, die
selektive Ernennung für öffentliche
Ämter, sind nicht nur theoretische Bei-
spiele, die UN-Generalsekretär Annan
benennt, sondern tagtägliche Lebens-
situation für den Grossteil der guatemal-
tekischen Bevölkerung.

Und die Appelle der internationa-
len Gemeinschaft sind seit Jahren die
gleichen, eine grundlegende Änderung
im Denken und Verhalten der guatemal-
tekischen Bevölkerung und der Institu-
tionen ist nicht zu erkennen, von ernst-
haften Anstrengungen in diese Rich-
tung ganz zu schweigen. Mit Pomp pu-
blizierte Einzelaktionen, wie die einmali-
ge Anstellung von 200 indigenen Ange-
stellten im öffentlichen Dienst oder das
bislang einzige Urteil wegen rassisti-
scher Beleidigung gegen Angehörige
der Republikanischen Front Guatema-

las (FRG), die sich im Justizgebäude ge-
gen die bekannteste guatemaltekische
Angehörige des Maya-Volkes Quiché,
Rigoberta Menchú, diskriminierend aus-
gelassen hatten, bedienen derweil ledig-
lich das Minimum an Zugeständnis hin-
sichtlich internationaler Forderungen,
ohne langfristige Verpflichtung oder gar
Engagement.

Blanca Estela Alvarado von der
Präsidialen Kommission gegen Diskri-
minierung und Rassismus gegenüber
den indigenen Völkern (CODISRA)
stimmte der Studie der UNDP zu. Das
grösste Problem für die indigenen Völ-
ker seien weiterhin die extreme Armut, in
der sie leben, sowie die fehlende Mit-
wirkungsmöglichkeit in vielen Bereichen
des Lebens. In dieser Hinsicht müsse
sich einiges ändern.

Die Anthroprologin Irma Alicia Ve-
lásquez Nimatuj, ebenfalls eine Maya-
Quiché, weist daraufhin, dass die Ange-
hörigen der Maya-Völker sowie die Xin-
ca und Garífuna in Guatemala 60 Prozent
der Gesamtbevölkerung ausmachten,
jedoch vielfältigen Diskriminierungen
ausgesetzt seien sowie einer extremen
wirtschaftlichen Ausbeutung, einem
strukturellen Rassismus und einer Mar-
ginalisierung ihrer Kultur. Selbst wenn
es Gesetze gebe, die formal indigene
Rechte garantiere, so würden diese noch
lange nicht praktisch umgesetzt, da sich
das Rechtssystem an den Eliten ausrich-
te.

In eine ähnliche Stossrichtung zie-
len auch weite Passagen des Länderbe-
richtes des UN-Komitees für die Been-
digung von Rassistischer Diskriminie-
rung. „Die Verhaltensweisen der Gering-
schätzung und Ablehnung der indige-
nen Bevölkerung sind in vielen Sekto-
ren verbreitet“, erklärte Alexei Avtono-
mov, der in dem Komitee für Guatemala
zuständig ist, bei der Vorstellung des
Länderberichtes.

Zwar erwähnt die Studie diploma-
tisch einzelne positive Entwicklungen im
Lande. Dabei nennt sie die institutionel-
le Einrichtung der Präsidialen Kommis-
sion gegen Diskriminierung und Ras-
sismus gegenüber den indigenen Völ-
kern (CODISRA) sowie der Kommissi-
on „Defensoría der indigenen Frau“, die
im Präsidialamt für Menschenrechte ein-
gerichtet wurden. Weiterhin wurde po-
sitiv die gesetzliche Umsetzung der Frie-
densabkommen erwähnt, insbesondere
das „Abkommen über die Identität und
Rechte der indigenen Völker“. Mit “Um-
setzung” ist in diesem Fall offenbar der
Akt gemeint, mit dem die Friedensver-
träge im August vergangenen Jahres in
einem Rahmengesetz verankert wurden,

da sie als blosse firmierte Staatsverträ-
ge links liegen gelassen und in vielen
Fällen sogar gänzlich missachtet wur-
den. (siehe ¡Fijáte! 341) Die in Aussicht
gestellte rechtliche Anerkennung des
indigenen Rechtssystems auf Gemein-
deebene, die Anerkennung indigener
Verwaltungsebenen in den Bestimmun-
gen der Munizipalverwaltung sowie ei-
nige Gesetze über Maya-Sprachen und
bilinguale Erziehung wurden ebenso
herausgestellt.

Die Aufzählung der negativ bewer-
teten Punkte in dem Bericht zeigt, dass
die genannten Verbesserungen sich
wenig auf den Alltag der indigenen Be-
völkerung insbesondere auf dem Lande
auswirken. Die AutorInnen des Berich-
tes vermissen weitere rechtliche Bestim-
mungen zur Bestrafung von diskriminie-
renden und rassistischen Verhaltenswei-
sen, aber auch die praktische rechtliche
Unterstützung der indigenen Bevölke-
rung, beispielsweise dadurch, dass auf
allen Verwaltungsebenen die „richtigen“
ÜbersetzerInnen in  genügender Zahl zur
Verfügung stehen.

Weiterhin kritisiert die UN-Kommis-
sion unter anderem das Energieministe-
rium, weil es Konzessionen vergebe,
ohne die betroffenen indigenen Gemein-
den in den Entscheidungsprozess ein-
zubeziehen, wie es nicht nur laut der von
Guatemala ratifizierten Konvention 169
der Internationalen Arbeitsorganisati-
on (ILO) Standard sein müsste. Auch in
der Landfrage übt der Bericht Kritik an
der Regierungspolitik und –haltung hin-
sichtlich der Rechte der indigenen Be-
völkerung, in dem er beispielsweise die
Markierung von indigenem Land und die
Legalisierung von besetzten oder seit
langem von Indígenas bewohnten Fin-
cas einfordert.

Schliesslich werden auch die man-
gelnde Partizipation in Parteien und im
Kongress, die geringen Veränderungen
bezüglich der hohen AnalphabetInnen-
rate insbesondere unter indigenen Frau-
en in ländlichen Gebieten und der man-
gelhafte Zugang zu den Kommunikati-
onsmedien kritisiert.

Offiziell hat sich Präsident Berger
nicht zu dem zum Teil klaren Urteil der
UN geäussert. Sein persönliches Enga-
gement am Tag gegen Rassendiskrimi-
nierung am 21. März beschränkte sich
auf eine öffentlich übertragende Tele-
fonkonferenz mit dem UN-Beauftragten
gegen Diskriminierung und Rassismus,
Doudou Diéne.

Der Internationale Tag gegen Ras-
sendiskriminierung erinnert an das Mas-
saker von Sharpville 1960 während der
Apartheid in Südafrika.
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Kampf gegen den
Drogenhandel als
Vorwand für Ein-

griff ins Innere
Guatemala, 13. März. Der zivile

multisektorielle Zusammenschluss Na-
tionale Kampffront für die Verteidigung
der Öffentlichen Dienste und Naturres-
sourcen (FNL) stellt die Absicht der US-
amerikanisch-guatemaltekischen Militär-
operation Maya-Jaguar in Frage und
bezeichnet das gemeinsame Projekt als
Vorwand für die USA, sich in die inne-
ren Angelegenheiten des zentralameri-
kanischen Landes einmischen zu wol-
len. Es sei mehr als offensichtlich, dass
die binationale Operation gar nicht dar-
auf abziele, die Präsenz und Aktivitäten
des Drogenhandels in der Zone Taju-
mulco, Departement San Marcos, zu be-
kämpfen, unter anderem deswegen, weil
diese Aktion im Vorfeld grossartig ange-
kündigt wurde, so dass potentielle Ak-
teure, die illegalen Beschäftigungen
nachgehen, gewarnt sind.

Jedoch lasse aufhorchen, dass ge-
nau in diesem Einzugsgebiet die Bevöl-
kerung mittels lokaler Volksbefragungen
der in der Region kurz vor der Realisie-
rung stehenden Minenaktivitäten deut-
liche Ablehnung erteilt und diese inter-
national verbreitet hat. Die Ergebnisse
der Befragung seien jedoch immer noch
nicht von den Autoritäten berücksich-
tigt worden.

Auch wenn es sich tatsächlich um
die Beseitigung des Drogenhandels
handeln würde, worum es eindeutig
nicht geht, denn das Thema der Narcos
würde laut FNL nur dazu benutzt, un-
eingeschränkte Hausdurchsuchungen
und ausführliche Erfassungen zu recht-
fertigen, um angeblich Waffen zu kon-
fiszieren, lohne sich die Frage, ob die
Armeetruppen der USA eigentlich auch
in ihrem eigenen Land gegen die mäch-
tigen Drogenmafias vorgingen. Das
Kommuniqué der FNL weiss die Antwort:
Gemäss der US-Gesetzgebung hat die
Armee in diesem Aufgabenbereich
nichts zu suchen, die noch nicht einmal
der Nationalwache obliege, sondern dem
FBI, dem Antidrogendepartement (DEA)
und anderen Polizeikadern.

Oder soll die internationale militäri-
sche “Unterstützung” als Kontrollauto-
rität gar auf die generelle Rechtfertigung
hinauslaufen, schliesslich auch das gua-
temaltekische Militär als einzig angemes-
sene Instanz gegen jegliche Aktivitäten
der Bevölkerung, seien diese legal, ille-
gal, oder gar unangenehm für die Regie-
rung, heranzuziehen?

Guatemala, 25. März. Es
braucht offenbar erst medienwirksa-
me Vorfälle, um die Öffentlichkeit auf
Geschehnisse in ihrem nahen Umfeld
aufmerksam zu machen. So ein Er-
eignis in der letzten Woche, bei dem
es zu einem bewaffneten Angriff auf
eine Gruppe von SchülerInnen kam,
die sich vor ihrer Schule, einer priva-
ten Einrichtung, aufhielten. Ein Elfjäh-
riger kam dabei ums Leben. Grund für
den Überfall war, dass Mitglieder von
Jugendbanden (maras) diese – wie
viele andere private Lehrinstitutionen
- Schule erpressten und „Steuern“
forderten, die die Lehranstalt jedoch
nicht bezahlt hatte.

Nicht erst seitdem die Kinder-
schutzorganisation Casa Alianza in
Guatemala aktiv ist und auf Gewalt-
verbrechen gegen Minderjährige auf-
merksam macht, ist dieser Sektor der
Gesellschaft einer der verletzlichsten
und ungeschütztesten, sind doch in
vielen Fällen die Eltern oder Erzie-
hungsberechtigten TäterInnen oder
zumindest Mitwissende von Miss-
brauch und Vergewaltigung ihrer
Schutzbefohlenen, begangen oft von
Personen aus dem nahen Bekannten-
und Familienkreis. Und Polizeikräfte
sind in vielen Fällen die Mörder von
Kindern, die auf der Strasse leben.

Doch anstatt, dass es endlich zu
einem weitgreifenden Schutzpro-
gramm inklusive Gerichtsprozess ge-
gen die vornehmlich männlichen Tä-
ter kommt, die sich an Mädchen und
Jungen vergehen, stürzen sich die
Medien lieber auf die im Vergleich sehr
wenigen, dafür aber skandalträchtige-
ren Fälle, in denen sich Kinderfrauen
an den ihnen anvertrauten Minderjäh-
rigen vergreifen und in kürzester Zeit
verurteilt werden.

Immerhin ist in der letzten Zeit
offenbar das Verantwortungsbewusst-
sein bei den Erwachsenen gestiegen,
die sich im Umfeld von missbrauch-
ten oder misshandelten Kindern befin-
den, was sich im Anstieg der Klagen
abzeichnet, die im letzten Jahr bei der
zuständigen Abteilung des Menschen-
rechtsprokurats (PDH) eingereicht
wurden. Dabei sind es meist Nachba-
rInnen oder Grosseltern, jedoch in den
seltensten Fällen die Eltern selbst, die
Anzeige erstatten.

Die zuständige Abteilung der
Staatsanwaltschaft erhalte monatlich
45 Anzeigen über sexuelle Missbräu-
che an Jugendlichen. Laut Angaben
dieser Instanz hat es in den ersten drei
Monaten dieses Jahres bereits 180 ein-
geleitete Verfahren wegen sexuellen

Missbrauchs gegen Minderjährige ge-
geben, von einer Verurteilung ist der-
weil nichts zu lesen. Ausserdem wer-
den in den meisten Fällen die Anzei-
gen wieder zurückgezogen, da es ne-
ben dem Büro, das diese entgegen-
nimmt, keine spezielle Ermittlungsab-
teilung für Verbrechen an Minderjäh-
rigen innerhalb der Staatsanwaltschaft
gibt, so dass die Eltern die Klagen aus
Schuld- oder/und Schamgefühlen we-
gen dem, was ihren Töchtern und
Söhnen zugestossen ist, zurückneh-
men.

Immer noch schwebt jener Ge-
setzesartikel in der Suspension, laut
dem ein Vergewaltiger seiner Strafe
entgehen kann, indem er das Opfer
(über 14 Jahre) heiratet.

Mit der Eskalation der allgemei-
nen Gewalt und Kriminalität im Land
hat auch die Gewalt gegen Mädchen
und Jungen erschreckendes Ausmass
angenommen. Gemäss Angaben der
PDH werden derzeit im Schnitt 2 Kin-
der am Tag umgebracht, im vergan-
genen Jahr zählte Casa Alianza allein
in der Hauptstadt 534 ermordete Min-
derjährige. Angesichts der allgemeinen
Ermittlungspassivität von Seiten der
Autoritäten verwundert es kaum, dass
keiner dieser Fälle einer erfolgreichen
Untersuchung unterliegt.

Ähnlich wie vor wenigen Jahren
der Anstieg der Morde an Frauen dazu
führte, dass aus der Beschäftigung mit
dem Phänomen heraus Konzepte wie
Feminzid und Feminicidio – der Mord
an Frauen als spezifisches Pendant
zum nichtgeschlechtlichen Mordbe-
griffs des Homicidio und die Indiffe-
renz gegenüber diesen speziellen Ver-
brechen und somit Akzeptanz von
Seiten der zuständigen Autoritäten,
respektive – erarbeitet wurden, ist jetzt
in Guatemala bereits vom Infantici-
dio, also dem etablierten, vorsätzlichen
Mord an Mädchen und Jungen, die
Rede.

Im letzten Jahr wurde der 13.
März vom Kongress als Tag gegen
Gewalt gegen Minderjährige dekla-
riert im Gedenken an den Tod des auf
der Strasse lebenden Nahamán Car-
mona (14), der 1990 von fünf Polizi-
sten erschossen worden war. In die-
sem Jahr begingen Mädchen und Jun-
gen das erste Mal diesen Tag mit ei-
ner Demonstration in der Hauptstadt
und forderten von den Autoritäten die
Beseitigung der häuslichen Gewalt, der
Arbeits- und sexuellen Ausbeutung
sowie die Förderung eines Gesetztes
zum integralen Schutz dieser Gesell-
schaftsgruppe.

Gewalt gegen Mädchen und Jungen
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Tag des Wassers: Nicht allen zugänglicher Lebensspender
Guatemala 22. März. Just zum In-

ternationalen Tag des Wassers verurteil-
te das Lateinamerikanische Wassertri-
bunal (TLA) die Regierung Guatemalas
wegen der Vergabe von Konzessionen
an Konzerne für den Übertageabbau von
Metallen, der zur Vergiftung und Ver-
schwendung des Wassers beitrage. Da-
bei seien beispielsweise im Falle des ka-
nadisch-US-amerikanischen Unterneh-
mens Glamis Gold in San Marcos die
Belange der BewohnerInnen nicht be-
rücksichtigt worden, obwohl diese auf
Eigeninitiative hin eine rechtlich abge-
sicherte Volksbefragung durchgeführt
hatten, die eindeutig die Ablehnung des
Minenbergbaus in der Region zeitigte.
Der lokale Geschäftsführer der Monta-
na Exploradora (das in San Marcos
aktive Tochterunternehmen von Glamis
Gold), Milton Saravia, wies die Anschul-
digungen zurück und erklärte, dass die
betroffenen BewohnerInnen ihre eige-
nen Trinkwasservorräte hätten, die von
dem Abbau nicht berührt werden wür-
den (¡Fijáte! 326, 347).

Das Urteil des TLA übte auf mora-
lischer Ebene dreifache Zensur: Be-
schuldigt wird die Regierung Guatema-
las und vor allem Präsident Berger, weil
sie hochriskante Aktivitäten im Minen-
abbau erlaubten, wobei allein partikula-
re Interessen und die der transnationa-
len Unternehmen berücksichtigt würden,
und das Ganze auf Kosten der indige-
nen Völker. Die Regierung wird ange-
klagt, ihre Verpflichtungen nicht zu er-
füllen, nämlich, mit ehrlichen Absichten
im Vorfeld die lokalen indigenen Völker
hinsichtlich der Vorhaben zu befragen
und ferner, dass sie mit der Lizenzverga-
be gegen den Willen der Gemeinden ge-
handelt habe. Dem Umweltministerium
wird ebenfalls die Nichterfüllung ihrer
Verantwortung vorgeworfen.

Das Urteil wurde sowohl der Re-
gierung als auch dem Minenunterneh-
men mitgeteilt. Die Reaktion von Mon-
tana bestand in der Versendung eines
Briefes mit den Ergebnissen einer ver-
meintlichen Bestandsuntersuchung,
durchgeführt von einem Team der Welt-
bank, die vom Minenexperten Robert
Morán bemängelt wurde: „die
Schlussfolgerungen sind nicht richtig,
da sie sich auf ungeeigneten Informa-
tionen und falsche Interpretationen
stützten“.

Auch der Geschäftsführer von
Montana meldete sich zu Wort und dis-
kreditierte das Wassertribunal als „eine
weitere Nichtregierungsorganisation,
die versucht, die Umweltarbeit (sic!), die
Montana leistet, in Verruf zu bringen.“
Magalí Rey Rosa von der Umweltorga-
nisation Madre Selva fühlt sich indes

bestätigt: „Dass das Urteil keine soforti-
gen rechtlichen Folgen zeigen wird, tut
der Tatsache keinen Abbruch, dass ein
Tribunal von internationalen Fachleuten
die Involvierten für schuldig befunden
hat. Dieses Verdikt summiert sich zu ei-
ner Reihe von Ablehnungsbekundun-
gen gegen den Metallbergbau, die auf
seriösen Grundlagen beruhen und reich-
lich Rückendeckung von der guatemal-
tekischen Bevölkerung und der interna-
tionalen Gemeinschaft geniessen.“

Auch in Guatemala selbst, bei-
spielsweise in Zacapa, wurde der Tag
des Wassers (22. März) durch
Protestkundgebungen begangen. Ver-
schiedene örtliche Sektoren der Zivilge-
sellschaft forderten von den lokalen wie
nationalen Regierungen Taten, die die
Leiden der Bevölkerung, die durch Um-
weltzerstörung verursacht würden, zu
beenden. Der Sprecher einer lokalen
Umweltschutzorganisation stellte fest,
dass die zunehmende Hitze der globa-
len Klimaveränderung im Land bereits
viele Flüsse und Bäche ausgetrocknet
habe, z.B. auch den Montagua, einen der
grössten Flüsse im Land. Auch in Zaca-
pa gefährdete der Übertageabbau von
Gold, Silber, Kupfer, Eisen und anderen
Mineralien die Umwelt und damit den
Zugang zu sauberem Wasser. Gleichzei-
tig schreitet die Entwaldung in Riesen-
schritten voran, täglich gehen 280
Fussbaldfeldgrosse Waldgebiete verlo-
ren. Hauptursache ist neben dem illega-
len Holzschlag für Direktnutzung und
Schmuggel – ironischer Weise  vor al-
lem in „Schutzgebieten“ - der Teufels-
kreis der sich verschiebenden Landwirt-
schaftsgrenze aufgrund von ausgelaug-
tem Boden und Wasserverschmutzung
bzw. –mangel.

Der guatemaltekischen Regierung
blieb nichts anderes übrig, als sich an-
gesichts der internationalen Aufmerk-
samkeit auch zum Thema Wasser zu äus-
sern: das Umwelt- und das Landwirt-
schaftsministerium, der Präsidentiale
Beauftragte für die Nutzung und Be-
wahrung des Wassers sowie das Hilfs-
programm zur Produktiven Wiederver-
wertung (PARPA) starteten Mitte März
die Kampagne „Aguas con el Agua“, in
der  für den achtsamen Umgang mit der
lebensspendenden Flüssigkeit gewor-
ben wird. Zeitgleich trat eine neue Ab-
wasserverordnung in Kraft, die hehre
Ziele verfolgt. Nach Angaben des Vize-
ministers für Umwelt und Naturressour-
cen, Sergio Velíz, werde die Verordnung
schrittweise Anwendung finden: in den
ersten fünf Jahren solle die Wasserver-
schmutzung von derzeit rund 80% um
30% reduziert werden, im folgenden Jahr-
fünft weitere 20 % und schliesslich solle

es gar keine Verschmutzung mehr geben.
Sich neu ansiedelende Industrien sol-
len nur genehmigt werden, wenn sie
Umweltverträglichkeitsstudien vorle-
gen, welche aufzeigen, wie sie mit dem
Wasser umgingen.

Die Inkraftsetzung der Verordnung
war zuvor dreimal verschoben worden,
weil das Ministerium sich nicht mit der
Industriekammer einigen konnte, die die
Regulierung vornehmlich im Rahmen
des derweil vom 1. April auf unbestimmt
verschobenen Eintritt des Freihandels-
abkommens zwischen Zentralamerika,
der Dominikanischen Republik und
den USA (TLC) betrachtet.

Die Vorgänge beim Metallabbau in
Chisec, Departement Alta Verapaz, oder
in El Estor, Izabál, zeigen jedoch, dass
auch vorhandene Umweltverträg-
lichkeitsstudien Wasserverschmutzun-
gen nicht verhindern konnten (vgl.
Fijáte 354), bzw. von Vornherein auch gar
nicht darauf ausgerichtet waren. Viele
dieser Studien werden wie oben erwähnt,
von den Unternehmen selbst erhoben
und interpretieren die Tatsachen für ge-
wöhnlich zu Gunsten des Unternehmen.
Die Regierung, die ihrerseits entspre-
chende Studien in Auftrag geben könn-
te, entbehrt zum einen an internen Re-
gulierungen, an Fachpersonal und letzt-
endlich am nötigen Kleingeld.

In Mexiko-Stadt fand vom 15.-22
März das IV. Weltwasserforum der Ver-
einten Nationen statt. Mehr als 13.000
TeilnehmerInnen diskutierten über Was-
serknappheit und das Menschenrecht
auf Wasser. Der Präsident des UN-Welt-
wasserrates, Loic Fauchon, erklärte bei
der Eröffnung der Konferenz, dass durch
fehlenden Zugang zu Wasser mehr
Menschen stürben als durch Kriege. 1.1
Mrd. Menschen hätten keinen Zugang
zu Trinkwasser, 2.6 Mrd. keinen zu sau-
berem Wasser. 4’000 Kinder stürben täg-
lich an Folgeerkrankungen des Wasser-
mangels.

Für einen bedingungslosen Zu-
gang zu sauberem Wasser und gegen
die Privatisierung des Wassers
demonstrierten Zehntausende auf den
Strassen der mexikanischen Hauptstadt.

Auf der Gegenveranstaltung zur
UN-Konferenz, dem Internationalen Fo-
rum für die Verteidigung des Wassers,
das soziale Bewegungen und Nicht-Re-
gierungsorganisationen organisierten,
kam schliesslich auch die prekäre Situa-
tion in Guatemala zur Sprache, wo der-
weil nicht nur in den trockenen Sommer-
monaten in vielen Hochlandregionen wie
San Marcos sowie im Departement Alta
Verapaz der generelle Wassermangel
beklagt wird, unter dem die lokale Be-
völkerung tagtäglich leidet.
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